
BUNDESGERICHTSHOF

IM NAMEN DES VOLKES

III_ZR_200/69 URTEIL Verkündet am
8. Februar 1971 
Schorm,
Justizsekretär
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

in der Baulandsache
betreffend die Entschädigung für die Enteignung der in 
der Gemarkung T * S  gelegenen Grundstücke Flur 2 Nr. ®*/228 
Nr. *6/228, Nr. *7/228, Nr. *8/228, Nr. W / 2 2 8  und 
Nr. *2/229,

Beteiligtej

straße

geb. Sc 
Straße * ,

1. a) Katharina H 
T * * ,  Kl

b) Gottfried H
c) Maria B 

T * B ,  RIMBstraße
d) Dr.med. Susanne Ks p n  bo<

Eigentümer, Antragsteller im 
gerichtlichen Verfahren und 
Revisionsgegner,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.

geb. Hl

2. die' Bezirksregierung
Enteignungsbehörde,

die Stadt T v e r t r e t e n  durch den Oberbürgermeister,
Enteignungsbegünstigte und Revisionsführerin,

Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.

3.
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Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 8. Februar 1971 un­
ter Mitwirkung des Senatspräsidenten Hubert Meyer so­
wie der Bundesrichter Dr. Kreft, Dr. Arndt, Dr. Hußla 
und Dr. Krohn

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Stadt Trier wird das 
Urteil des Senats für Baulandsachen des 
Oberlandesgerichts Koblenz vom 14. Novem­
ber 1969 aufgehoben und die Sache zur an­
derweiten Verhandlung und Entscheidung, 
auch über die Kosten des Revisionsverfah­
rens, an das Berufungsgericht zurückver­
wiesen.

Von Rechts wegen

Die Beteiligten unter 1) (im folgenden Antragstel­
ler) sind in Erben- und Erbeserbengemeinschaft Eigen­
tümer der insgesamt 3.572 qm großen Parzellen Flur 2 
Nr. * / 2 2 8 ,  Nr. Ä6/228, Nr. *7/228, Nr. *8/228,
Nr. *0/228 und Nr. JP2/229 in der Gemarkung TflBB.Die 
Grundstücke liegen in einem bisher unbebauten, klein­
gärtnerisch genutzten Gelände zwischen den Ortsteilen



TgPB-West und TJBM-P^BBfe. Im Süd-Osten grenzen 
sie auf einer Strecke von 200 m an die Wolfsgasse und 
steigen von hier aus zunächst allmählich und anschlie 
ßend steiler zum Markusberg an. Zwischen Wolfsgasse 
und der weiter Süd-westlich zur Mosel hin verlaufen­
den Ho®straße besteht zwischen den beiden Ortstei­
len eine zusammenhängende Bebauung. An die genannten 
5 Grundstücke reicht eine zusammenhängende Bebauung 
von her bis auf etwa 50 m heran.

Ein Eluchtlinienplan aus dem Jahre 1910 sah 
vor, die im Nord-Westen auf die Grundstücke zulau­
fende Straße "Unterm Pulsberg" in südlicher Rich­
tung weiterzuführen und auf diese Weise die Grund­
stücke zu erschließen. Der Plan wurde jedoch nicht 
verwirklicht. Die Antragsteller erhielten im Jahre 
192? die Genehmigung,auf den Grundstücken oberhalb 
der projektierten Straße ein Wohnhaus zu errichten, 
machten jedoch von der Genehmigung nicht Gebrauch.
In dem Aufbauplan der Stadt vom 20. August
1957 ist der größte Teil des freien Geländes, dar­
unter der Grundbesitz der Antragsteller, als Eried- 
hofsgelände dargestellt worden. Der seit dem 10. 
August 1966 rechtsverbindliche Bebauungsplan der 
Stadt Trier sieht diese Grundstücke ebenfalls als 
Teil des Eriedhofs vor, der in dem bisher unbebau­
ten Gelände zwischen den beiden Ortsteilen T®|^- 
West und TtfB'-PJMBfc angelegt werden soll. Der 
Plan weist noch an der Wolfsgasse nahe den Grund­
stücken der Beteiligten mehrere Baugrundstücke aus, 
das letzte etwa 30 m von dem Grundbesitz der Antrag­
steller entfernt.
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Die Stadt TiMfc (im folgenden Revisionsführerin) 
hat die für den Friedhof benötigten Grundstücke zum 
größten Teil freihändig erworben, wobei sie im Jahre 
1962 auf der Grundlage eines Wertgutachtens des bei 
ihr errichteten Gutachterausschusses vom 15. Mai 1962 
bis zu 15 DM/qm zahlte, und hat für die Grundstücke 
der Antragsteller, welch letztere, weil es sich bei 
ihrem Grundbesitz um Bauland handeln soll, als Preis 
40 bis 50 DM/qm verlangten, die Enteignung beantragt 
und auf Grund der Bestimmungen des Bundesbaugesetzes 
erwirkt. In dem Enteignungsbeschluß der Bezirksregie­
rung Trier vom 2. Oktober 1967 wurde die Entschädi­
gung auf 15 DM/qm, das ist für den Grund und Boden 
55*580 DM, festgesetzt.

Mit einem Antrag auf gerichtliche Entscheidung - 
haben die Antragsteller darum nachgesucht, unter Ab­
änderung des Enteignungsbeschlusses eine angemesse­
ne, mindestens 40 DM/qm betragende Entschädigung 
festzusetzen. Das Landgericht hat daraufhin die Ent­
schädigung für den Grund und Boden unter Abweisung 
des weitergehenden Antrages auf 89.500 DM = 25 DM/qm 
festgesetzt. Das Öberlandesgericht hat die Berufung 
der Jetzigen Revisionsführerin zurückgewiesen.

Diese bittet mit der Revision weiter darum, 
den Antrag auf gerichtliche Entscheidung im vollen 
Umfang zurückzuweisen. Die Antragsteller erbitten 
ihrerseits die Zurückweisung der Revision.
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Das Berufungsgericht erklärt mit zutreffender, 
auch seitens der Revisionsführerin nicht angezweifelter 
Begründung für die Bewertung der enteigneten Grund­
stücke die Qualität für maßgebend, die der Grundbe­
sitz in dem Zeitpunkt besessen hat, als der Aufbau­
plan der Stadt TJBI vom 20. August 1957 in Kraft trat. 
Namentlich kann, wie in diesem Zusammenhang hervor­
gehoben sein soll, eine auch nur .vorbereitende Pla­
nung für die Vorwirkung von Bedeutung sein (Urteil vom 
30. September 1969 - III ZR 198/68 - S. 13 = WM 1970, 
75).

Das Berufungsgericht meint sodann,in Jenem Zeit­
punkt seien die Grundstücke Bauerwartungsland (oder 
doch Rohbauland) gewesen,und führt sodann weiter aus: 
Bereits in dem Zeitpunkt, als die Enteignungsbehörde 
entschieden habe, also im Oktober 1967» sei der Wert 
solcher Grundstücke in dem hier fraglichen Gelände 
mit 25 DM/qm zu bemessen,ohne daß es dabei einer Aus­
einandersetzung mit Grundstückspreisen aus anderen 
zur Bebauung herangezogenen Gebieten der Revisions­
führerin bedürfe. Ausgehend nämlich davon, daß die 
Revisionsführerin bereits im Jahre 1962 für Parzel­
len in dem hier in Betracht kommenden Gelände 15 DM/ 
qm "zahlen mußte", könne es nicht zweifelhaft sein, 
daß angesichts der ständigen Verteuerung der als Bau­
land in Betracht zu ziehenden Grundstücke für das 
Jahr 1967 nur ein erheblich über dem Niveau von 1962



-  6 -

liegender Preis als angemessen erachtet werden könne. 
Überdies gebe der im Kaufvertrag Ha®/Ro®fc im Jahre 
1963 für ein in tatsächlicher und baurechtlicher Hin­
sicht gleichliegendes Grundstück vereinbarte Preis von 
25,62 DM/qm einen entscheidenden Anhaltspunkt. Schließ­
lich sei in Zeiten steigender Preise der Zeitpunkt der 
letzten Tatsachenverhandlung maßgebend, wenn wie hier 
die Enteignungsentschädigung zu niedrig festgesetzt wor-̂  
den sei. Angesichts der fortlaufenden Preissteigerung 
sei für das Jahr 1969 - letzte Berufungsverhandlung:
28. Oktober 1969 - für die enteigneten Grundstücke min­
destens ein Verkehrswert anzunehmen, der dem im Jahre 
1963 erzielten Verkaufserlös im Palle HaJI/Ro'Äi ent­
spreche.

Bas so gewonnene Ergebnis kann indessen schon 
deswegen nicht aufrechterhalten bleiben, weil das Be­
rufungsgericht die Bestimmung in § 95 Abs. 2 Nr. 2 
BBauG nicht gebührend beachtet hat. Nach dieser Vor­
schrift bleiben bei der Festsetzung der Entschädigung 
für ein enteignetes Grundstück grundsätzlich Werter- 
höhungen unberücksichtigt, die nach dem Zeitpunkt ein­
getreten sind, in dem der Eigentümer zur Vermeidung 
der Enteignung ein Kaufangebot - hier der Revisions­
führerin - mit angemessenen Bedingungen hätte anneh­
men können. Bas angefochtene Urteil spricht in seinem 
Tatbestand ausdrücklich davon, die Revisionsführerin 
habe die für den Friedhof benötigten Grundstücke im 
wesentlichen freihändig erworben, wobei sie auf der 
Grundlage eines Wertgutachtens des bei ihr gebildeten 
Gutachterausschusses vom 15. Mai 1962 Kaufpreise bis 
zu 15 BM/qm gezahlt habe. Bie seit dem Jahre 1962 mit
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den Antragstellern geführten Kaufverhandlungen seien 
Jedoch ohne Ergebnis geblieben, weil diese für die 
Grundstücke als vermeintliches Bauland 40 bis 50 DM/qm 
gefordert hätten. Die Revisionsführerin hatte in ihrer 
im angefochtenen Urteil in Bezug genommenen Berufungs­
begründung vorgetragen, sie habe den Antragstellern im 
Jahre 1962 15 DM/qm angeboten. Der Enteignungsbeschluß 
sagt auf S. 5, die Enteignungsantragstellerin habe mit 
den Enteignungsbetroffenen in den Jahren 1962 bis 1966 
in KaufVerhandlungen gestanden und zuletzt 15 DM/qm 
angeboten. Wenn das Berufungsgericht hierzu keine nä­
heren Feststellungen getroffen und sich nicht mit dem 
Vortrag der Berufungsbegründung auseinandergesetzt hat, 
so anscheinend deswegen, weil es die genannte Vor­
schrift des Bundesbaugesetzes übersehen und damit ei­
nen sachlich-rechtlichen Fehler begangen hat.

Das nötigt bereits zur Zurückverweisung der Sa­
che an das Berufungsgericht, damit dieses in tatsäch­
licher Hinsicht klärt, ob ein Sachverhalt vorliegt, 
der die Anwendung von § 95 Abs. 2 Nr. 2 BBauG zuun­
gunsten der Antragsteller fordert.

Im Hinblick hierauf braucht auf die weiteren Fra­
gen, die der Streitfall aufwirft, und auf die weite­
ren Rügen, die die. Revision erhebt, an sich nicht ab­
schließend eingegangen zu werden. Doch sei folgendes 
bemerkt:

Daß die Grundstücke der Antragsteller nicht eine 
Baulandqualität aufwiesen, auf deren vermeintliches
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Vorhandensein hin diese eine Entschädigung von minde­
stens 40 DM/qm gefordert haben,ist vom Erstgericht ge­
messen an den von ihm getroffenen Feststellungen rich­
tig gesehen worden.

letztlich ist für den Preis, den die Grundstücke 
der Antragsteller in dem maßgebenden Zeitpunkt auf­
wiesen, entscheidend, wie der gesunde Grundstücksver­
kehr Grund und Boden der zu beurteilenden Art bewer­
tet. Werden in einem bestimmten Gelände Grundstücke 
nicht veräußert,so muß gegebenenfalls auf die Bewer­
tung zurückgegriffen werden, die der GrundStücksver­
kehr, hätte ein solcher stattgefunden, vorgenommen 
hätte. Aus dem weitgehenden Fehlen eines Grundstücks­
verkehrs in dem hier in Betracht kommenden Gelände 
muß nicht notwendig auf das Vorhandensein von bloßem 
Ackerland geschlossen werden. Der Hinweis der Revi­
sion, Grundstücke in dem betreffenden Gelände seien 
bis zum Jahre 1957 mangels Interessenten nur selten 
und dann als Gartenland zu einem Preis bis 8 DM/qm 
gehandelt worden, ist nicht notwendig zwingend. Denk­
bar ist, daß die Revisionsführerin einen früheren 
niedrigeren Quadratmeterpreis in dem betreffenden Ge­
lände dadurch auf 15 DM angehoben hat, daß sie im 
Jahre 1962 für dort belegene Grundstücke 15 DM/qm ge­
zahlt hat. Doch kann es sich hier auch um eine Wert­
erhöhung handeln, die erst die Folge der Anlegung des 
Friedhofes und damit der Maßnahme ist, deren Durch­
führung die Enteignung hier dient. Doch braucht die­
sen Fragen unter Umständen mit Rücksicht darauf nicht 
nachgegangen zu werden, daß die Revisionsführerin den
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im Enteignungsbeschluß angenommenen Entschädigungs­
satz von 15 DM/qm ihrerseits nicht angegriffen hat.

Gegenüber den von Mißverständnissen nicht freien 
Ausführungen der Revision ist ferner zu betonen:

Das Berufungsgericht hat ausgeführt, die Grund­
stücke seien bereits im Jahre 1957 Bauerwartungsland 
oder Rohbauland gewesen, weil sie ohne das Planungs­
vorhaben der Revisionsführerin alsbald in die von

aus heranrückende Bebauung einbezogen 
worden wären. Wenn die Revision.vorträgt, eine zu­
künftige Entwicklung sei nur zu berücksichtigen,wenn 
ihre Verwirklichung im Zeitpunkt der Vorwirkung der 
Enteignung so sicher unmittelbar bevorgestanden habe, 
daß sie sich bereits im allgemeinen Grundstücksver­
kehr wertbildend ausgewirkt habe, nicht aber Gegen­
stand einer rein theoretischen Erwägung sein könne, 
so ist zu unterscheiden: Eine künftige Entwicklung 
kann sich bereits wert erhöhend ausgewi'rkt haben. Hier 
handelt es sich dann nicht um eine zukünftige, son­
dern bereits gegenwärtige Werterhöhung. Eine solche 
künftige Entwicklung braucht nicht notwendig in der 
nächsten Zeit mit Sicherheit zu erwarten sein. Viel­
mehr berücksichtigt, was gerade die Bewertung von Bau­
erwartungsland angeht, der Grundstücksmarkt eine Be­
bauungserwartung für ein im Zeitpunkt der Bewertung 
noch landwirtschaftlich genutztes Grundstück erfah­
rungsgemäß bereits dann, wenn die Verwirklichung der 
Bebauungsabsicht in absehbarer Zeit, wenn auch nicht 
innerhalb eines genauen Zeitraums zu erhoffen ist,
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wobei das Vorwirkungsrisiko in Kauf genommen wird, 
sich aber bei der Beurteilung des Grundstückspreises 
niederschlagen kann (vgl. Urteil vom 1. April 1968 
- Ill ZR 1/66 - S. 12/13)..Anders dagegen ist es bei 
zukünftigen Qualitätssteigerungen. Diese haben grund­
sätzlich unberücksichtigt zu bleiben, anders nur, 
wenn sie sich bereits im allgemeinen Grundstücksver­
kehr preisbildend auswirkten (Urteile vom 29. Novem­
ber 1965 - III ZR 34/64 = DM GG Art. 14 (Ba) Nr. 44 
und vom 30. September 1969 - III ZR 189/68 - S. 12 = 
WM 1970, 73).

*

Die Revision wendet sich dagegen, daß das Be­
rufungsgericht den Kaufvertrag Ha®i/RofBb aus dem 
Jahre 1963 mit einem Preis von 25»62 DM/qm als Ver- " 
gleichspreis herangezogen habe; das Berufungsge­
richt habe dabei übersehen, daß nach der Berufungs­
begründung zu jenem Zeitpunkt ein StadtratsbeSchluß 
vom 22. März 1962 und damit die Erschließung eines 
neuen Wohngeländes bekannt gewesen, ein Bebauungs­
plan aufgestellt und das Gelände dadurch schon Roh­
bauland geworden sei. Soweit ersichtlich, betrifft 
jener Stadtratsbeschluß das Gebiet "Auf der Hill"
•und damit ein entfernt von den Grundstücken der An­
tragsteller und dem Grundstück HaH/Roflfe gelegenes 
Gelände.

In der neuen Berufungsverhandlung kann sodann 
die Revisionsführerin ihre von ihr in den Rechts­
mitt elbegründungen nicht enthaltene Behauptung ge­
mäß. Schriftsatz vom 3. April 1968 S. 6 erneut vor­
tragen, sie habe, und zwar nach ihrem Revisionsvor­
trag bereits am 20. März 1967 und damit beträchtliche
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Zeit vor dem Enteignungsbeschluß vom 2. Oktober 1967, 
65.240,90 DM, das ist der im Enteignungsbeschluß für 
Grund und Boden sowie für Aufwuchs, Bauten und Ein­
richtung festgesetzte Entschädigungsbetrag,ausgezahlt. 
Trifft dies zu, so entfällt der Grund dafür, daß für 
die Bemessung der Enteignungsentschädigung in Zeiten 
schwankender Preise auf den Zeitpunkt der letzten Tat­
sachenverhandlung abzustellen ist. Ohne Bedeutung 
bleibt,daß der Enteignungsbeschluß zugunsten der An­
tragsteller noch eine zusätzliche Entschädigung für 
Anwaltskosten in Höhe von rund 1.110 DM festgesetzt 
hat.

Die Entscheidung über die Kosten des Revisions­
verfahrens ist dem Berufungsgericht zu überlassen, 
da sie von dem endgültigen Ausgang des Verfahrens ab­
hängt.

Meyer

Dr. Hußla

Dr. Kreft

Dr. Krohn

Dr. Arndt
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